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Begründung zum Bebauungsplan Nr. 14 
 

(westlich Steinkamp) - Essinghausen 
 

 
 
 
1.  Erfordernis der Planaufstellung/ Ziel und Zweck des Bebauungsplanes 

 
Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und 
soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 
 
Die Baulandnachfrage, insbesondere für Einfamilienhäuser, ist weiterhin hoch. Für die-
se Bauform existieren in Essinghausen keine Baulandreserven. 
 
Die Vorgaben der Stadtentwicklungsplanung sehen die Bereitstellung von Wohnbau-
flächen, insbesondere auf freien und infrastrukturell gut erschlossenen Flächen, vor. 
 
Ziel der Stadt Peine ist, durch die Aufstellung von Bebauungsplänen und die Erschlie-
ßung von Siedlungsgebieten den hohen Bedarf nach Wohnbauland zu decken. 
 
 
 

2. Entwicklung des Planes/ bestehende Rechtsverhältnisse 
 

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 14, Essinghausen, bestehen bis-
her keine rechtsverbindlichen Festsetzungen.  
 
Im Flächennutzungsplan ist der Planbereich als Allgemeines Wohngebiet dargestellt. 
 
Nach den Zielen der Raumordnung und Landesplanung hat die Stadt Peine als Mittel-
zentrum u.a. die Aufgabe, Wohngebiete zur Deckung des Wohnraumbedarfs aller Be-
völkerungsschichten zu sichern und zu entwickeln. Die Planung ist diesem Ziel ange-
paßt. 
 
Im Regionalen Raumordnungsprogramm für den Großraum Braunschweig aus dem 
Jahre 1995 vom Zweckverband Großraum Braunschweig ist das Planungsgebiet als 
Siedlungsfläche dargestellt. Die Planung ist somit den Zielen der Raumordnung ange-
paßt. 
 
 
 

3. Bestand innerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
 
Der Ortsteil Essinghausen liegt östlich der Kernstadt und ist über die K 69 und K 61 zu 
erreichen. 
 



Das Plangebiet liegt westlich von Essinghausen und grenzt  
 im Osten an den Bebauungsplan Nr. 12, 
 im Westen an den Bebauungsplan Nr. 13, 
 im Süden an den Bebauungsplan Nr. 10 und  
 im Norden an die K 69. 
  
Der Landschaftsrahmenplan weist für die überplante Fläche eine in der Leistungsfä-
higkeit des Naturhaushaltes eingeschränkte, intensive ackerbauliche Nutzung aus. 
 
Schützenswerte Baum- und Strauchbestände sind nicht vorhanden. 
 
Im südwestlichen Bereich des Bebauungsplangebietes an der Verbindungsstraße zwi-
schen K 69 und K 61 wurde ein neuer Föscherlöschbrunnen gebohrt. Dieser sichert die 
Löschwasserversorgung für das Plangebiet. 
 
Östlich an das Baugebiet angrenzend befindet sich eine Altablagerung (verfüllte Sand-
kuhle). 
 
Im Rahmen von Gutachten wurden die Boden - und Grundwasserverhältnisse um die 
Ablagerung betrachtet und die Einflüsse der Altablagerung auf das Neubaugebiet beur-
teilt. Ergebnis der Untersuchungen ist, daß im Bereich der geplanten Baugebietserwei-
terung kein Einfluß der Altablagerung erkennbar ist. Es besteht keine Gefährdung für 
spätere Nutzer des Geländes, und es liegen gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
vor. 
 
Im Plangebiet stehen unter einer Bedeckung aus Mutterboden bis in 2,50 m Tiefe San-
de und Sand-Kies-Gemenge an, darunter folgen bis zur Endteufe von 5,00 m Kiese.  
 
Grundwasser wurde ab einer Tiefe von ca. 4,00 m angetroffen. 
 
Westlich in einem Abstand von ca. 150 bis 200 m zum Neubaugebiet befinden sich 
zwei Hochspannungsfreileitungen, die von Nordwesten nach Südosten verlaufen. 
 
 
 

4. Planinhalt/ Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen 
 
4.1 Baugebiet/ Bauliche Nutzung 
 

Das neue Baugebiet stellt eine Erweiterung des im Osten vorhandenen Allgemeinen 
Wohngebietes dar. Für den westlichen und nördlichen Bereich ist eine zweigeschossi-
ge Bebauung für Mehrfamilienhäuser festgesetzt. Eine eingeschossige Einfamilien-
hausbebauung ist für den östlichen Teil vorgesehen. 
 
Aus städtebaulichen Gründen soll in dem neuen Wohngebiet Wohnbebauung konzent-
riert werden. Durch textliche Festsetzungen werden störende Nutzungen ausgeschlos-
sen, aber der Funktionalität und Durchmischung dienende Nutzungen ermöglicht. 
 
Um den Charakter des in weiten Teilen angestrebten Einfamilienhausgebietes zu wah-
ren, wird es für erforderlich gehalten, die Zahl der Wohnungen im Bereich der einge-
schossigen Bebauung auf maximal 2 je Wohngebäude zu beschränken. 
 
In Anpassung an die vorhandene Bebauung ist die Festsetzung getroffen worden, daß 
nur Einzel- bzw. Doppelhäuser im eingeschossigen Bereich zulässig sind. Generell ist 
eine offene Bauweise vorgesehen. 
 



Das Maß der baulichen Nutzung nimmt ebenfalls die Struktur und Bebauungsdichte 
der angrenzenden Wohnbebauung auf. 
 
Für das Baugebiet gilt die textliche Festsetzung, daß Stellplätze, Garagen und Neben-
anlagen nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche errichtet werden dürfen. 
Das Straßenbild wird gerade durch die grünen Vorgärten positiv unterstützt und 
beeinflußt somit die Wohnqualität. Die Bauflächen sind so zugeschnitten, daß die Ein-
schränkung zumutbar ist. 
 
 

4.2 Verkehrsflächen 
 

Das Plangebiet ist über die K 61 zu erreichen. 
 
Die innere Erschließung erfolgt über eine 8,50 m breite Straße mit Hochbord, über eine 
5,50 breite Mischverkehrsfläche sowie über 4,00 m breite Stichwege. Der östliche Teil 
des Plangebietes wird mit den Straßen der anschließenden Bebauung verbunden. 
 
Die Verkehrserschließung ist so konzipiert, daß durch die abgewinkelte und ge-
schwungene Führung der Wohnstraßen eine stadtgestalterisch erwünschte Gliederung 
des Baugebietes erreicht wird. 
 
Als Verbindung zwischen der 5,50 m breiten Erschließungsstraße und der K 69 ist ein 
Geh- und Radweg in einer Breite von 3,00 m geplant. Dieser ist mit der Zweckbestim-
mung Geh- und Fahrrecht für die Stadt Peine festgesetzt. Darüber hinaus ist diese Flä-
che für Leitungsrechte zum Zweck der Entwässerung bestimmt. 
 
Da die K 69 anbaufrei bleiben muß, werden Zufahrten zur K 69 ausgeschlossen. 
 
Für den ruhenden Verkehr sind auf den Grundstücken Stellplätze oder Garagen zu er-
richten. Für den Besucherverkehr sind im öffentlichen Straßenraum Parkplätze festge-
setzt. 
 
Die Hinteranlieger und Anlieger der 4,00 m breiten Stichwege müssen die Mülltonnen 
bzw. den Sperrmüll am Tag der Abfuhr an die nächste Erschließungsstraße stellen. 

 
 
4.3 Versorgung 
 

Die wesentlichen Versorgungseinrichtungen, wie Läden zur Deckung des täglichen 
Bedarfs, Anlagen für soziale, kirchliche und kulturelle Zwecke, sind in Essinghausen 
vorhanden. 
 
Die Versorgung des Gebietes mit Trinkwasser, Gas und Elektrizität ist durch den Aus-
bau bzw. die Erweiterung der sich in unmittelbarer Nähe des Plangebietes befindenden 
entsprechenden Versorgungsleitungen möglich. Auf westlicher Seite der Sammelstra-
ße wird im Bereich der öffentlichen Parkplätze von den Stadtwerken Peine eine Trafo-
station eingerichtet. 
 
Die Entsorgung des anfallenden Schmutzwassers erfolgt über die Erweiterung der öf-
fentlichen Kanalisation. Das anfallende Regenwasser ist auf den Baugrundstücken zu 
versickern. 
 
 

4.4 Anpflanzungsfestsetzungen 
 



An der nordwestlichen Plangebietsgrenze ist eine private Grünfläche in einer Tiefe von 
6 m für Anpflanzungen vorgesehen. Diese Fläche dient einerseits der Abgrenzung zum 
Außenbereich, andererseits werden die nach dem Niedersächsischen Naturschutzge-
setz geforderten Ausgleichsmaßnahmen erfüllt. Auf dieser Fläche ist ein Strauchgürtel 
aus heimischen standortgerechten Laubgehölzen festgesetzt. 
 
Um den Eigentümern trotzdem Raum für eine wirtschaftliche und individuelle Grund-
stücksgestaltung zu geben, wird auf den Pflanzflächen lediglich das Maß für die An-
pflanzung vorgegeben. 
 
Des weiteren sind heimische, standortgerechte und hochstämmige Laubbäume entlang 
der Wohnstraßen vorgesehen, um den Straßenraum einzufassen. Die Standorte der 
Bäume sind im Bebauungsplan festgesetzt. 
 
Die Gehölze sind fachgerecht anzupflanzen, zu pflegen und zu erhalten. Bei einem 
Abgang der Pflanzen sind sie durch Exemplare der gleichen Art zu ersetzen. 
 
Die Straßenbegleitbäume sind auf das Maß der anzupflanzenden Bäume anzurech-
nen. 

 
 
 
5.  Schallschutz 
 

Zur Beurteilung der Lärmsituation im Planungsgebiet wurde 1998 ein Lärmschutzgut-
achten in Auftrag gegeben. 
 
Im unmittelbaren Umfeld des Baugebietes stellen die K 69 und die K 61 die Haupt-
lärmquellen dar. Darüber hinaus belasten, die im Westen verlaufende Zubringerstraße 
zur Autobahnanschlußstelle Peine-Ost und die im Norden verlaufende Autobahn A 2 
das Neubaugebiet. Zur Minderung der Lärmeinwirkungen wurde an der Zubringerstra-
ße ein Lärmschutzwall und entlang der A 2 eine Wallwandkombination gebaut. Trotz 
dieser aktiven Lärmschutzmaßnahmen wirken die vom Autobahnverkehr induzierten 
Lärmimissionen in verminderter Form auf das Baugebiet ein. 
 
Das Ergebnis der Lärmberechnung zeigt für das Neubaugebiet eine Lärmbelastung für 
den Zeitbereich Tag von im Mittel 55 dB (A) und für den Zeitbereich Nacht von 47,5 dB 
(A). Danach werden die lärmtechnischen Orientierungwerte nach DIN 18005, Schall-
schutz im Städtebau geringfügig überschritten. Für ein allgemeines Wohngebiet wer-
den folgende Orientierungswerte empfohlen: Tags 55 dB (A), nachts 45 dB (A). 
 
Zur Reduktion der bestehenden Lärmeinwirkungen werden in dem schalltechnischen 
Gutachten folgende Vorschläge unterbreitet: 
 Ansiedlung der 2-geschossigen Bebauung im Randbereich des B-Planes 
 Pflanzung von Grünstreifen entlang der K 69 und 
 Beschränkung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf der K 69 auf 70 km/h. 

 
Die ersten beiden Vorschläge sind im Bebauungsplan berücksichtigt, während die 
Herabsetzung der Geschwindigkeit auf 70 km/ h zu gegebener Zeit vom Ordnungsamt 
geprüft wird. 
 
In Anlehnung an den Bebauungsplan Nr. 12 bestünde die Möglichkeit, für die Außen-
wände der an die K 69 grenzenden Wohngebäude passive Lärmschutzmaßnahmen in 
Form von Fenstern der Schallschutzklasse 1 festzusetzen. Da derzeit standardmäßig 
Fenster der wirksameren Schallschutzklasse 2 eingebaut werden, ist diese textliche 
Festsetzung gegenstandslos. Aus diesem Grund wird in dem Bebauungsplan Nr. 14 
auf die Festsetzung von passiven Lärmschutzmaßnahmen verzichtet. 



 
 
 

6.  Natur- und Landschaftspflege und Umweltschutz 
 

Durch den Bebauungsplan Nr. 14 Essinghausen werden intensiv ackerbaulich genutz-
te Flächen in einer Größe von ca. 5,57 ha als Baugebiet vorgesehen. 
 
Schutzgebiete nach §§ 24-28 a Niedersächsisches Naturschutzgesetz bzw. besonders 
schutzwürdige Tier- und Pflanzenarten sind von der Planung nicht betroffen. 
 
 
Ausgleichsmaßnahmen auf der Grundlage der Naturschutzfachlichen Hinweise 
zur Anwendung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung (NLÖ) 

 
 
6.1  Schutzgut Arten- und Lebensgemeinschaften 

 
Im Landschaftsplan der Stadt Peine ist die Fläche des Geltungsbereiches als Fläche 
mit stark eingeschränkter Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes dargestellt. 
 
Es handelt sich im wesentlichen um intensiv bewirtschaftete Ackerflächen, die der 
Wertstufe 3, naturferne Biotoptypen, zuzuordnen sind. 
 
Wiesenvogelbrutgebiete und Wildschongebiete sind von der Planung nicht betroffen. 
 
Das Vorkommen gefährdeter Arten kann in diesem Bereich ausgeschlossen werden. 
 
Durch die Bebauung ändert sich die Einordnung in Wertstufe 3 nicht. Es entstehen 
keine erheblichen Beeinträchtigungen, also ist auch keine Kompensation erforderlich. 
 
 
Vorher:   Wertstufe 3 
Nachher:  Wertstufe 3 
 
 
Bezug: 
Landschaftsplan der Stadt Peine 
Karte 13 (Arten- und Lebensgemeinschaften) 
Karte 14 (Wiesenvogelbrutgebiete und Wildschongebiete) 
 
 

6.2 Einstufung des Biotoptyps nach Naturnähe 
 
Bei dem Plangebiet handelt es sich um intensiv bewirtschaftete Ackerflächen mit 
wechselnder Fruchtfolge. 
 
In bezug auf das Bewertungskriterium Naturnähe sind diese Flächen als naturferne Bi-
otoptypen der Wertstufe 3 (von geringer Bedeutung) zuzuordnen. 

 
Nach Beendigung der Ausbaumaßnahme ändert sich die Einstufung in Wertstufe 3 
(von geringer Bedeutung) nicht. Es handelt sich dann um einen künstlichen Biotoptyp 
mit technisch-baulich geprägten und genutzten Flächen. 
 
Eine Kompensation des Eingriffs bezüglich des Kriteriums Naturnähe ist nicht erforder-
lich, da sich die Zuordnung der Wertstufe nicht verändert. 
 



 
Vorher:  Wertstufe 3 
Nachher: Wertstufe 3 
 
Bezug: 
Landschaftsplan der Stadt Peine 
Karte 13 (Arten- und Lebensgemeinschaften) 
Karte 14 (Wiesenvogelbrutgebiete und Wildschongebiete) 
 
 

6.3 Schutzgut Boden 
 
Der Landschaftsplan der Stadt Peine stellt die überplanten Bereiche als Flächen des 
Bodentyps Braunerde mit der Nutzungseignung als Ackerfläche dar. 
 
Geologisch handelt es sich um glazifluviatile Lockergesteine in Form von Sanden über 
Kiesen. 
Die Entstehung wird auf das Drenthe-Stadium der Saale-Eiszeit im Känozoikum (Erd-
neuzeit) datiert. 
 
Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes für den Aspekt Boden ist eingeschränkt. 
 
Durch die intensive Ackernutzung ist die Einstufung des Bodens bezüglich des Bewer-
tungskriteriums Natürlichkeitsgrad in Wertstufe 2 (von allgemeiner Bedeutung) vorzu-
nehmen. Davon ausgenommen ist die Ludwig-Erhard-Straße, die als versiegelte Stra-
ßenverkehrsfläche der Wertstufe 3 (von geringer Bedeutung) entspricht. 
 
Durch die Bebauung ändert sich die Einteilung in die Wertstufe 2 nicht. Als Ausnahme 
gelten die versiegelten Flächen, die nunmehr der Wertstufe 3 zuzuordnen sind. 
 
 
Berechnung der versiegelten Flächen : 
 
Straßenverkehrsflächen neu    ca.   3.300 m² 
maximal bebaubare Flächen    ca. 21.960 m² 
        =========== 
maximal versiegelbare Flächen   ca. 25.260 m² 
 
Ermittlung der auszugleichenden Flächen:  25.260 m²  x 0,3 = 7.578 m² 
 
Es ergibt sich eine auszugleichende Fläche von ca. 7.600 m² für die Versiegelung von 
Straßenverkehrsflächen und die Bebauung der einzelnen Grundstücke. 

 
 



Durch die Ausweisung und Anlage von ca. 1.350 m² privater Grünflächen mit Pflanz-
bindung verbleibt ein Ausgleichsdefizit von ca. 6.250 m². Dieses Defizit wird durch die 
Überkompensation des Bebauungsplanes Nr. 143 zu mehr als 100 % ausgeglichen. 
Weitere Kompensationsmaßnahmen sind nicht erforderlich. 
 
 
Vorher  Wertstufe 2 
Nachher  Werstufe 2 

 
 
 Bezug: 

Landschaftsplan der Stadt Peine 
Karte Nr. 1   (Geologie) 
Karte Nr. 3   (Boden) 
Karte Nr. 18 (Boden II) 
 
 

6.4 Schutzgut Wasser - Oberflächengewässer 
 
Schützenswerte Oberflächengewässer wie Fließ- und Stillgewässer sind von der Pla-
nung nicht betroffen. 
 

 
Bezug: 
Landschaftsplan der Stadt Peine 
Karte Nr. 16 (Fließgewässer) 
Karte Nr. 17 (Stillgewässer) 
 

 
6.5 Schutzgut Wasser - Grundwasser 

 
Im Landschaftsplan der Stadt Peine wird das Plangebiet als Fläche mit eingeschränk-
ter bis stark eingeschränkter Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes für den Teilaspekt 
Grundwasser dargestellt. 
 
Die potentielle Grundwasserneubildung ist in dem Bereich als hoch bis mittel, je nach 
dem tatsächlichen Bodenaufbau, einzustufen. Durch die intensive Bewirtschaftung der 
Plangebietsfläche als Ackerboden ist die reelle Grundwasserneubildung durch die 
Pflugsohlenverdichtung bei der Bodenbearbeitung als mittel bis gering einzustufen.  
 
Das Schutzgut Grundwasser ist in bezug auf den Natürlichkeitsgrad der Wertstufe 2 
(von allgemeiner Bedeutung) zuzuordnen. Nach der Bebauung ändert sich die Eintei-
lung in Wertstufe 2 nicht, da der Versiegelungsgrad unter 50 % liegt. 

 
 

Vorher:  Wertstufe 2 
Nachher: Wertstufe 2 
 

 
Bezug: 
Landschaftsplan der Stadt Peine 
Karte Nr. 15 (Grundwasser) 



 
 

6.6 Schutzgut Luft 
 
Der Landschaftsplan der Stadt Peine stellt im Plangebiet ein mäßig eingeschränktes 
Freiraumklima im Umfeld bedeutender Emittenten dar. 
 
Hinsichtlich des Bewertungskriteriums Natürlichkeitsgrad ist das Schutzgut Luft der 
Wertstufe 2 (von Bedeutung) zuzuordnen, da es sich um wenig beeinträchtigte Berei-
che handelt. 
 
Nach der Ausbaumaßnahme verändert sich die Wertstufeneinteilung nicht.  
 
 
Vorher:  Wertstufe 2 
Nachher: Wertstufe 2 
 
 
Bezug: 
Landschaftsplan der Stadt Peine 
Karte Nr. 19 (Klima-/Lufthygiene) 
 
 

6.7 Schutzgut Landschaftsbild 
 
Der Planbereich wird im Landschaftsplan der Stadt Peine als lärmbelasteter Land-
schaftsraum dargestellt. 
 
Es handelt sich um Bereiche mit sehr geringem Anteil naturbetonter Biotoptypen. In 
bezug auf das Bewertungskriterium naturraumtypische Vielfalt und Eigenart ist das 
Plangebiet von geringer Bedeutung und wird Wertstufe 3 zugeordnet. 
 
Durch die Ausweisung von privaten Grünstreifen mit Pflanzbindung sowie die Festset-
zung, daß je 60 m² versiegelter Grundstücksfläche des Allgemeinen Wohngebietes ein 
kleinkroniger, heimischer Laubbaum zu pflanzen und zu erhalten ist, soll die Baumaß-
nahme in die Landschaft eingebunden und in ihrer Störwirkung abgemindert werden. 
Nach der Baumaßnahme verbleibt das Plangebiet in derselben Wertstufe, die Bedeu-
tung verändert sich nicht. Eine Kompensation ist daher nicht erforderlich. 
 

 
Vorher:  Wertstufe 3 
Nachher: Wertstufe 3 
 

 
Bezug: 
Landschaftsplan der Stadt Peine 
Karte Nr. 20 (Landschaftsbild) 

 
 



7. Planungsstatistik 
 
Größe des Plangebietes      ca. 55.750 m² 
 
Erschließungsstraßen       ca.   6.700 m² 
Öffentliche Parkflächen      ca.      250 m² 
Größe des Nettobaulandes      ca. 48.800 m² 
Private Grünflächen mit Pflanzbindung    ca.   1.350 m² 
 
Geplant sind 37 Einzelhäuser       37 WE 
30 % Einliegerwohnungen       11 WE 
17 Mehrfamilienhäuser                128 WE 
 
                   176 WE 
 
Unter Zugrundelegung von 2,3 Personen je Wohneinheit (EW/WE) können 405 Perso-
nen im Planungsgebiet wohnen. 

 
 
 
8. Kostenschätzung 

 
Der Stadt Peine entstehen durch die vorgesehenen Ausbaumaßnahmen voraussicht-
lich Kosten in Höhe von ca. DM. 
 
Es werden Beiträge nach Maßgabe des geltenden Ortsrechts erhoben. 
 
 
 

9. Abwägung der Stellungnahmen und Anregungen 
 
Eine Auflistung der Stellungnahmen und Anregungen sowie die Stellungnahmen der 
Verwaltung sind als Anlage beigefügt. 

 
 
 
10. Verfahrensablauf 

 
Die Grundzüge der Planung wurden im Rahmen der frühzeitigen Bürgerbeteiligung 
vom 28.10.1998 bis zum 11.11.1998 bekanntgemacht. 
Diese Begründung hat mit dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 14 und dem städte-
baulichen Entwurf in der Zeit vom 20.05.99 bis 21.06.99 öffentlich ausgelegen. 
 
Der Rat der Stadt Peine hat diese Begründung i. V. mit dem Bebauungsplan in seiner 
Sitzung am 30.09.99 als Satzung beschlossen. 
 
 

     Peine, den 19.12.1999 
 
 
 

 
 
 
gez. Biel       gez. Willenbücher 
Bürgermeister       Stadtdirektor 
. 


